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"Und bist du nicht willig...", ver.di PUBLIK 1/2_2010

Zunächst bewerte ich als in einer Arge arbeitendes Mitglied euren Beitrag zur kritischen

Berichterstattung, Sanktionen im SGB II betreffend, positiv.

Da ich als koordinierender Fallmanager direkt im Jugendbereich unserer städteregionalen Arge vor Ort

bin, möchte ich einige Dinge kurz erläutern: Hier ist kein einziger Fall bekannt, bei dem ein Hilfebezieher

aufgrund geringfügigen Zuspätkommens sanktioniert wurde. Alleine schon aus arbeitsökonomischen

Gründen wäre das unsinnig. Im Gegenteil, durch sein Erscheinen, wenn auch zu spät, weist er doch

seine Motivation nach, zu kooperieren. Das dann noch zu sanktionieren, ist kontraproduktiv. Gerade im

Jugendbereich, z.B. im Landesprogramm Jugend in Arbeit, achten wir auf ortsübliche und tarifliche

Entlohnung. Da kann nicht von der Akzeptanz schlechtester Arbeitsbedingungen und niedrigster Löhne

die Rede sein. Zur Kritik des Leipziger Peter Heller gebe ich für meine Kolleg/innen zurück, dass es

keinem um Sanktionierung bis zum Umfallen geht. Die Arbeitswilligkeit vieler oder der meisten Kunden

ist auch unbestritten. Dennoch stellen wir immer wieder fest, dass auch gute Ausbildungs- und

Qualifizierungsangebote abgelehnt werden. Die Kritik von Constanze Schein betreffend, ist sie

tatsächlich falsch beraten worden. Es gibt eindeutige Regelungen nach § 45 SGB III (Vermittlungs-

Budget), wonach Bewerbungskosten und auch Fahrtkosten zu Bewerbungsgesprächen abgerechnet

werden können. In einer Großstadt wie Berlin dürfte es auf der Hand liegen, dass die Strecken nicht zu

Fuß zu bewältigen sind. Dem Drohen mit einem Ein-Euro-Job liegt mit Sicherheit eine sehr

unterschiedliche Handhabung der einzelnen Betreuer zugrunde. Wenn die berufliche Qualifikation und

Arbeitspraxis eines Leistungsbeziehers nicht dem Niveau der Arbeitsgelegenheit entspricht, so hat der

Fallmanager Alternativen anzubieten. Es geht um Passgenauigkeit, nicht um Repression. Dass das

immer wieder passiert, ist mir nicht unbekannt.

Immerhin aber handelt es sich um eine Eingliederungsvereinbarung, nicht um ein Diktat des

Fallmanagers. In solchen Fällen sollte der Kunde sich an den entsprechenden Teamleiter wenden.

Der Sanktionsmechanismus bei Jugendlichen ist nicht richtig dargestellt. Im U-25-Bereich gibt es nur

Sanktionen bei Meldeversäumnissen (zehn Prozent) und 100 Prozent beim Verstoß gegen die

Eingliederungsvereinbarung (z.B. Arbeitsangebot wird nicht wahrgenommen). Bevor die zuständige

Fachkraft eine Sanktion durch den Leistungssachbearbeiter wirksam macht, muss zunächst eine

Anhörung des Jugendlichen stattfinden, in der erläutert wird, wie es zu der Situation kam. Ohne diese

An​hö​rung ist eine Sanktion rechtsunwirksam. Für unsere Arge kann ich behaupten, dass mit diesem

Instrument sehr verantwortungsvoll umgegangen wird. Hinterfragen muss man die Intention des

Gesetzgebers, der für die Argen Soll-Quoten vorschreibt, d.h. wieviele Sanktionen durchzuführen sind.

An diesem Punkt wird nicht nach Qualität und Sinnhaftigkeit gefragt, sondern ausschließlich nach

Quantität und Einsparpotentialen.

Frank Martin, Massnahmekoordination/Fallmanagement für Jugendliche unter 25 Jahren, ARGE,

Aachen

 

Ich möchte mich an dieser Stelle für den sehr guten Artikel bedanken. Aus eigener Erfahrung kann ich

bestätigen, wie schnell Sanktionen verhängt werden. Wie existenziell bedrohlich dieser

Sanktionsmechanismus sein kann, möchte ich an folgendem Beispiel verdeutlichen. Im Januar geht ein

Bescheid zu mit verminderter Leistung, Kürzung um 30 Prozent, sogenannte "1. Verfehlung", für den

Zeitraum von drei Monaten. Im Februar geht wiederum ein Bescheid mit verminderter Leistung zu.

Diesmal sind es 60 Prozent Kürzung, sogenannte "1. wiederholte Verfehlung", wiederum für drei

Monate. Und jetzt kommt der Punkt. Für sich überschneidende Zeiträume, in diesem Fall Februar und

März, können die Kürzungen addiert werden. D.h. die Kürzung beträgt im Februar 90 Prozent (30 + 60

Prozent) und auch im März 90 Prozent. Es bleiben also für den ganzen Monat 35,90 Euro. Ab April sind

es dann wieder 60 Prozent. Deshalb halte ich das Bündnis für ein Sanktionsmoratorium und auch solche

Artikel wie diesen für sehr wichtig.

Rudi Lenz, München

Zum Leserbrief von Wolfgang Isensee, ver.di PUBLIK 3_2010

Wann werden "Hartzer" als Menschen oder mindestens als Kunden wahrgenommen? In der März-

Ausgabe nahmen ver.di-Mitglieder, die als Bedienstete in Jobcentern tätig sind, Stellung.

Ich, ver.di-Mitglied und aktiv seit 48 Jahren, bin Mitbegründer einer Erwerbsloseninitiative, welche

Menschen im wahrsten Sinne des Wortes an die Hand nimmt und sie zu JOBKomm begleitet. Wir können

uns nicht über mangelnde Kundschaft beklagen, die uns die Politik von Rot-Grün und nun Schwarz-Gelb
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beschert. Der Wunsch, Opfer und nicht Täter zu sein, ist nachvollziehbar.

Es werden auch nicht alle Kolleg/innen so respektlos und entwürdigend mit den Menschen umgehen,

wie ich es in meiner ehrenamtlichen Tätigkeit in der Erwerbsloseninitiative erlebe.

Es scheint sich die mediale Meinungsbildung von "Faulenzern" und "Leistungserschleichern" verfestigt

zu haben, obwohl Zahlen diesbezüglich ganz andere Aussagen haben. Wir als Initiative fordern konkret

von der JOBKomm Qualifizierung ihrer Beschäftigten, inhaltlich und im Umgang mit Menschen. Hier ist

das Geld besser angelegt als in sinnlosen Maßnahmen für Hartz-IV-Bezieher/innen. Die Beschäftigten

sollten durch Mitgliedschaft und Aktivitäten, Gewerkschaft in diese Betriebe bringen und über Personal-

und Betriebsräte ihre Qualifizierung und Einstellungen einfordern. Darüber hinaus schadet es nicht,

gesellschaftspolitische Seminare von ver.di gemeinsam mit "Hartzer/innen"zu besuchen, um das Thema

auch politisch zu betrachten und zu bewerten.

Heinrich Etling, per E-Mail


